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Grünkohlessen in Emsdetten
Äußerst gemütlich gestaltete sich am 16. Januar wieder unser jährliches Grünkohlessen in der Fischerhütte in Emsdetten. Schon vor der geplanten Zeit waren viele Senioren mit ihren Ehefrauen und Partnerinnen dort eingetroffen. Gr0ß war die Wiedersehensfreude und schnell kam man über die „alten Zeiten beim Kaffee ins Gespräch. Die Hütte war bis auf den letzten Platz gefüllt. Und was es da alles zu erzählen gab Selbst unsere Neupensionäre fühlten sich offensichtlich recht wohl und beteiligten sich rege an der Unterhaltung. 
Nach dem interessanten Bericht des Kreisvorsitzenden Klaus Büscher über die Arbeit im Personalrat und die wohl in diesem Jahr anstehenden und zu erwartenden Maßnahmen in der Behörde und bei der Landesregierung zur Beihilfe, anstehenden Klageverfahren, Schwierigkeitern bei den Beförderungen der im aktiven Dienst befindlichen Kolleginnen und Kollegen, stellte er  auch den erschienene Vertreter der PVAG, Herrn Sterzenbach vor, der noch mal kurz die Vorteile für die Senioren erläutern konnte.

Nach einem anschließenden kurzen Überblick über seine Tätigkeit des APS konnte man zum traditionellen und äußerst geschmackvollen Grünkohlessen mit kalten Getränken übergehen. 
Für den Sommer ist eine SENIOREN-Fahrt zur Leitstelle Twente nach Hengelo/NL geplant und wird am 9. Juli 2008 mit Mittagessen und Shoppinggelegenheit  stattfinden.
Wie bei einer Testabstimmung zu dieser Fahrt würden jetzt schon 25 Personen teilnehmen. Die Teilnehmerzahl ist aber aus organisatorischen Gründen begrenzt

Danach löste sich die Versammlung auf doch einige Gruppen erzählten und diskutierten am runden Tisch vorm Kaminfeuer und an der Theke noch lange lustig weiter.
Änderung beim Widerspruchsverfahren
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

unsere Landesregierung hat sich den Bürokratieabbau auf die Fahnen geschrieben. Das „erste Gesetz zum Bürokratieabbau“ ist am 13. März 2007 verkündet worden. Dieses Gesetz hat für uns kaum spezielle Auswirkungen. Deswegen wird auch kaum jemand aus unserem Kreise irgendwelche Berührungen mit diesen Vorschriften gehabt haben. 

Bei dem „Bürokratieabbaugesetz II“ vom 1.11.2007 kann dies anders sein. Insbesondere die Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung wird sich möglicherweise für wenige von uns bemerkbar machen. Grundsätzlich waren die Rechtsmittel in der Vergangenheit gestaffelt. Dies bedeutete für uns, dass gegen jeden Bescheid und gegen fast jede Maßnahme des Dienstherrn vor Erhebung der Klage immer der Widerspruch möglich und nötig war. Die Rechtsgrundlage für dieses Vorgehen lag in § 126 Beamtenrechtsrahmengesetz (BRRG), in dem vorgeschrieben ist, dass für alle Klagen aus dem  

Beamtenverhältnis der Verwaltungsrechtsweg gegeben ist. Allerdings sieht § 126 Abs. 3 Ziffer 4 BRRG vor, dass ein Vorverfahren (nämlich das Widerspruchsverfahren) nicht erforderlich ist, wenn dies durch Gesetz bestimmt wird.

Von dieser Möglichkeit hat die Landesregierung Gebrauch gemacht. Sie hat in das Landesbeamtengesetz den § 179a eingefügt und hier den (neuen) Verwaltungsrechtsweg beschrieben. Im § 179a LBG NRW wird zunächst festgestellt, dass ein Vorverfahren (Widerspruchsverfahren) nicht erforderlich und damit auch nicht   

zulässig ist, wenn die belastende Maßnahme, gegen die nach früherem Recht Widerspruch einzulegen war, in der Zeit vom 1.11.2007 bis zum 31.10.2012 getroffen worden ist. 

Dann folgt allerdings ein Katalog von Ausnahmen. Danach ist dennoch in folgenden Fällen ein Widerspruchsverfahren durchzuführen:

· wenn es um die Bewertung einer Leistung im Rahmen einer Prüfung geht;

· wenn es um Streitigkeiten aus den nachfolgenden Bereichen geht:

Besoldungsrecht

Versorgungsrecht

Beihilferecht

Heilfürsorgerecht

Reisekostenrecht

Trennungsentschädigungsrecht

Umzugskostenrecht.

Hier ist schon unschwer zu erkennen, dass sich in den meisten uns berührenden Bereichen eigentlich gar nichts geändert hat, denn meistens haben wir ja Probleme mit Besoldungs-, Versorgungs- und Beihilferecht.

Zwar hat sich bezüglich des Vorverfahrens auch einiges an den Zuständigkeiten verändert. So sind die Bezirksregierungen neu organisiert worden, bei denen früher ein großer Teil der Widerspruchsverfahren abgewickelt wurde. Die Polizeidezernate bei den Bezirksregierungen gibt es nicht mehr. Dies muss uns aber nicht schrecken, da es ausreicht, den Widerspruch bei derjenigen Behörde einzureichen, die den anzugreifenden Bescheid erlassen hat.

Die Rechtsmittelbelehrungen sind inzwischen neu gefasst worden, sodass man recht leicht erkennen kann, ob weiterhin Widerspruch einzulegen ist oder ob sofort gegen die jeweilige Maßnahme geklagt werden muss. Dann ist auch angegeben, bei welchem Verwaltungsgericht die Klage zu erheben ist. Was sich auf den ersten Blick vielleicht etwas verwirrend darstellt, ist in Wirklichkeit also recht einfach zu handhaben.

Es gibt noch eine größere Zahl weiterer Einschränkungen, die aber für die meisten von uns keinerlei Bedeutung haben. In der Regel ergibt sich alles aus der Rechtsmittelbelehrung. Im Zweifelsfall wird ein Anruf beim Seniorenvertreter für Klärung sorgen.

Wilfried Lonnemann
Patientenverfügung
Noch Anfang 2008 soll das Gesetz zur Patienetenverfügung nach dem Willen der SPD verabschiedet werden. Zehn Millionen Menschen haben in Deutschaland angeblich bereits eine solche Verfügung verfasst. Der Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion Fritz Rudolf Körper sagte dazu Ende letzten Jahres: „Die alle gehen davon aus, dass sie rechtsverbindlich ist, ist es aber nicht“. Das muss jetzt gesetzlich neu geregelt werden.

Beihilfe
Ein weiteres Urteil des Verwaltungsgerichts Düsseldorf zum Thema 

„Nicht verschreibungspflichtige Medikamente“

Das Verwaltungsgericht Düsseldorf hat mit Urteil vom 18.01.2008 - 26 K 4566/07 - für alle Beihilfeberechtigten ein sehr wesentliches Urteil gefällt. Das Verwaltungsgericht hat ausgeführt, dass die Regelung des § 4 Abs. 1 Nr. 7 S. 2 Buchstabe b Beihilfeverordnung rechtswidrig ist. Diese Vorschrift nimmt Medikamente von der Regulierung durch die Beihilfe aus, weil sie nicht verschreibungspflichtig sind. Die Regelung ist nach richtiger Auffassung des Verwaltungsgerichts Düsseldorf jedoch unwirksam, weil es an 
einer dafür notwendigen Ermächtigungsgrundlage fehlt. 
Allen Beamten ist daher zu raten, gegen insofern negative Beihilfebescheide Widerspruch einzulegen. 
Auf Anforderung kann dazu noch eine weitere Ausführung zu den beiden Urteilen übersandt werden.
!! Wichtigen Termin schon mal rechtzeitig vormerken !!
Am Mittwoch, dem 09. Juli 2008,  (s. oben) werden wir in Hengelo eine der modernsten Leitstellen der niederländischen Polizei Twente besuchen. Abfahrtstellen sind in Ibbenbüren, Emsdetten und in Ochtrup vorgesehen. 

-Näheres dazu und die einzelnen Abfahrzeiten werden Euch noch rechtzeitig schriftlich bekanntgegeben–

Das Alter aktiv gestalten.
Seniorengerechtigkeit fordern. 

Und Senioren helfen Senioren !
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